
Sächsischer Landtag 
8. Wahlperiode 

Antrag 

der Fraktion BSW 

Digitalen Katastrophenschutz sofort handlungsfähig machen – 
Daten für den Freistaat Sachsen statt bloße Präsentationsfolie 

Der Landtag möge beschließen: 

I. Der Landtag stellt fest: 

1. Der Freistaat Sachsen beteiligt sich am Aufbau eines nationalen digitalen 
Lagebildes für den Bevölkerungsschutz und ist auch im Gemeinsamen 
Kompetenzzentrum Bevölkerungsschutz (GeKoB) vertreten, speist aber 
bislang keine eigenen Fachdaten wie etwa Einsatz- oder Gefahrendaten ein. 

2. Wie die Antwort der Staatsregierung auf die Kleine Anfrage Drucksache 
8/5095 belegt, findet eine technisch automatisierte Übermittlung von Daten 
des Freistaates Sachsen zu Betroffenheiten, Einsatzmitteln, Ereignisdaten, 
Fernerkundungsinformationen, Gefahrenlagen oder kritischen Infrastrukturen 
(KRITIS) mangels einer sicheren Übertragungslösung derzeit nicht statt. 

3. Ein funktionsfähiger digitaler Bevölkerungsschutz ist ein zentrales Element der 
zivilen Verteidigung, für den im Freistaat Sachsen die Grundvoraussetzungen 
fehlen, weil entsprechende Schnittstellen zur Einspeisung von Daten in das 
bundesweite System noch entwickelt werden müssen, die Staatsregierung 
dafür aber weder einen konkreten Zeitplan genannt noch eine verbindliche 
Aussage zur praxistauglichen Umsetzung gemacht hat. 

4. Ein digitales Lagebild ohne eigene Daten ist im Ernstfall wirkungslos, da nach 
Erfahrungen mit Großschadenslagen wie Hochwasser, Stromausfälle und 
Waldbrände sowie angesichts neuer und realer Blackout-Risiken ein 
funktionierender Datenaustausch zwischen Bund und Ländern für 
erforderlichenfalls schnelle und fundierte Entscheidungen unerlässlich ist. 

5. Der aktuelle Zustand, in dem der Freistaat Sachsen zwar Netzwerkteilnehmer 
modernen Krisenmanagements ist, jedoch keine eigenen Daten beiträgt und 
nutzt, ist im Ernstfall kaum mehr als eine Präsentationsfolie. 
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II. Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

1. unverzüglich, spätestens bis zum 15. Dezember 2026 einen konkreten und 
flächendeckend verbindlichen Zeitplan für die technische und strategische 
Anbindung des Freistaates Sachsen an das bundesweite digitale Lagebild 
vorzulegen; 

2. innerhalb derselben Frist die für eine Einspeisung aller relevanten Daten in 
das bundesweite System unentbehrlichen Schnittstellen zur strukturierten und 
automatisierten Datenübermittlung zu schaffen; 

3. sicherzustellen, dass die Einspeisung aller relevanten Daten des Freistaates 
Sachsen in das bundesweite System planmäßig in Echtzeit erfolgt, um die 
eigene Handlungsfähigkeit im Katastrophenfall garantieren zu können; 

4. dem Landtag über den Fortschritt der Projektarbeit der 12B-Initiative zur 
Pilotierung eines digitalen Lagebildes sowie über die zur Datenintegration 
getroffenen zentralen Entscheidungen erstmals bis zum 30. September 2026, 
danach im Abstand von jeweils sechs Monaten, zu berichten. 

5.  dem Landtag bis zum 30. Juni 2027 ein ressortübergreifendes Gesamtkonzept 
„Digitaler Bevölkerungsschutz Sachsen 2030“ vorzulegen. Dieses soll 
insbesondere Digitalfunk BOS, perspektivische breitbandige BOS-
Kommunikation, ein Landeslagebild, KRITIS-Anbindung, Drohneneinsatz, KI-
gestützte Lageunterstützung, Cybersicherheit, Ausbildung, Übung und 
Blackout-Fähigkeit sowie deren Finanzierung, Beschaffung und 
Umsetzungsstufen umfassen. 

Begründung: 

Die Antwort der Staatsregierung auf die Kleine Anfrage Drucksache 8/5095 zeigt, 
dass Sachsen zwar an bundesweiten Strukturen des digitalen Bevölkerungsschutzes 
beteiligt ist, derzeit jedoch keine automatisierte Einspeisung eigener Lage- und 
Einsatzdaten erfolgt. Damit bleibt das Potenzial eines digitalen Lagebildes für die 
operative Gefahrenabwehr weitgehend ungenutzt. 
 
Angesichts zunehmender Herausforderungen durch Naturkatastrophen, großflächige 
Stromausfälle, Waldbrände, Cyberangriffe und hybride Bedrohungen ist ein schneller, 
strukturierter und zuverlässiger Datenaustausch zwischen Kommunen, Land und 
Bund unverzichtbar. Nur auf Grundlage aktueller und belastbarer Informationen 
können im Krisenfall rechtzeitig die richtigen Entscheidungen getroffen werden. 
 
Deshalb sind ein verbindlicher Zeitplan, die Schaffung der erforderlichen technischen 
Schnittstellen, eine möglichst zeitnahe Datenübermittlung sowie eine regelmäßige 
parlamentarische Kontrolle des Umsetzungsfortschritts erforderlich. Darüber hinaus 
bedarf es einer ressortübergreifenden Gesamtstrategie, um Digitalisierung, 
Kommunikation, Lageerfassung, Cybersicherheit, KRITIS-Schutz, moderne 



Einsatzmittel und die Handlungsfähigkeit bei Strom- und Infrastrukturausfällen zu 
einem leistungsfähigen und zukunftsfesten Bevölkerungsschutz für Sachsen 
weiterzuentwickeln. 
 
 
 
 
 
 
Ronny Kupke, MdL 
BSW-Fraktion 
 
i. V. Jens Hentschel-Thöricht, MdL 
BSW-Fraktion 

Unterschrieben von
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